
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Festlegung von besonderen Vorschriften für die Be-
kämpfung der afrikanischen Schweinepest sowie zur Änderung der Richtlinie 92/119/EWG hin-

sichtlich der Teschener Krankheit und der afrikanischen Schweinepest

(2002/C 181 E/06)

(Text von Bedeutung für den EWR)

KOM(2002) 51 endg.

(Von der Kommission vorgelegt am 1. Februar 2002)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 92/119/EWG des Rates vom
17. Dezember 1992 mit allgemeinen Gemeinschaftsmaßnah-
men zur Bekämpfung bestimmter Tierseuchen sowie besonde-
ren Maßnahmen bezüglich der vesikulären Schweinekrank-
heit (1), insbesondere auf Artikel 15 und Artikel 24 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die allgemeinen Maßnahmen der Richtlinie 92/119/EWG
zielen darauf ab, die weitere Verbreitung bestimmter wirt-
schaftlich bedeutender Tierseuchen zu verhüten und ins-
besondere die Verbringung von Tieren und Erzeugnissen,
die Träger von Ansteckungsstoffen sein könnten, zu kon-
trollieren.

(2) Das Internationale Tierseuchenamt (OIE) ist die von der
Welthandelsorganisation anerkannte technische Referenzbe-
hörde für Tiergesundheit. Es hat eine Liste der Epizootien
von großer wirtschaftlicher Bedeutung erstellt (A-Liste).

(3) Es ist angezeigt und angemessen, dass die Richtlinie
92/119/EWG auf alle auf der A-Liste stehenden Tierseu-
chen Anwendung findet, ausgenommen solche, die bereits
Gegenstand besonderer Gemeinschaftsvorschriften sind.

(4) Die Teschener Krankheit steht nicht mehr auf der A-Liste.
Daher sollte sie aus der Liste in Anhang I der Richtlinie
92/119/EWG gestrichen werden.

(5) Die afrikanische Schweinepest ist eine in der A-Liste auf-
geführte Tierseuche von großer wirtschaftlicher Bedeutung,
die in bestimmten Gebieten der Gemeinschaft vorkommt.
Daher ist es angezeigt, Gemeinschaftsvorschriften für die
Bekämpfung dieser Seuche festzulegen.

(6) Die afrikanische Schweinepest ist in die Liste in Anhang I
der Richtlinie 92/119/EWG aufzunehmen, und gemäß Ar-
tikel 15 der Richtlinie sind besondere Maßnahmen für ihre
Bekämpfung vorzusehen.

(7) Es sind Maßnahmen zu erlassen, um die Verbringung von
Schweinen und Schweineerzeugnissen aus Gebieten, die
wegen afrikanischer Schweinepest gesperrt sind, zu regeln.
Diese Maßnahmen sollten denjenigen entsprechen, die be-
reits für die Bekämpfung anderer Schweinekrankheiten wie
der vesikulären Schweinekrankheit und der klassischen
Schweinepest festgelegt worden sind.

(8) Die besonderen Maßnahmen zur Bekämpfung der afrikani-
schen Schweinepest sollten nach dem Muster der Richtlinie
2001/89/EG vom 23. Oktober 2001 über Maßnahmen der
Gemeinschaft zur Bekämpfung der klassischen Schweine-
pest (2) festgelegt werden. Unter Berücksichtigung der Un-
terschiede zwischen beiden Seuchen sind jedoch Anpassun-
gen vorzunehmen, wobei insbesondere der Inkubationszeit
der afrikanischen Schweinepest und der Möglichkeit der
Übertragung dieser Seuche durch Vektoren Rechnung zu
tragen ist.

(9) Es ist ein Verfahren für eine enge Zusammenarbeit zwi-
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission festzulegen
—

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand

Mit dieser Richtlinie werden die Mindestvorschriften der Ge-
meinschaft für die Bekämpfung der afrikanischen Schweinepest
festgelegt. Außerdem wird die Teschener Krankheit aus der
Gruppe der Tierseuchen, für die die allgemeinen Bekämpfungs-
maßnahmen der Richtlinie 92/119/EWG gelten, gestrichen.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie gelten folgende Begriffsbestimmun-
gen:

a) „Schwein“: ein Tier der Familie Suidae, einschließlich Wild-
schweine;

b) „Wildschwein“: ein Schwein, das nicht in einem Betrieb
gehalten bzw. gezüchtet wird;
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c) „Betrieb“: jeder landwirtschaftliche oder sonstige Betrieb im
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats, in dem ständig oder vo-
rübergehend Schweine gezüchtet oder gehalten werden.
Diese Definition schließt nicht Schlachthöfe, Transportmit-
tel und Gehege ein, in denen Wildschweine gehalten wer-
den und gejagt werden können; diese Gehege müssen eine
derartige Größe und Struktur aufweisen, dass Artikel 5
Absatz 1 nicht anwendbar ist;

d) „Diagnosehandbuch“: das Diagnosehandbuch gemäß Artikel
18 Absatz 3;

e) „ASP-virusverdächtiges Schwein“: Schwein oder Schweine-
körper, der klinische Symptome oder Post-mortem-Läsio-
nen oder bei gemäß dem Diagnosehandbuch durchgeführ-
ten Laboruntersuchungen Reaktionen aufweist, die auf afri-
kanische Schweinepest hindeuten;

f) „Fall von afrikanischer Schweinepest“ oder „mit afrikani-
scher Schweinepest infiziertes Schwein“: jedes Schwein
bzw. jeder Schweinekörper,

— bei dem klinische Symptome oder Post-mortem-Läsio-
nen der afrikanischen Schweinepest amtlich bestätigt
wurden, oder

— bei dem das Vorliegen der Krankheit aufgrund einer
gemäß dem Diagnosehandbuch durchgeführten Labor-
untersuchung amtlich bestätigt wurde;

g) „Herd afrikanischer Schweinepest“: Betrieb, in dem ein Fall
oder mehrere Fälle der klassischen Schweinepest festgestellt
wurden;

h) „Primärherd“: Herd bzw. Ausbruch im Sinne des Artikels 2
Buchstabe d) der Richtlinie 82/894/EWG des Rates (1);

i) „infiziertes Gebiet“: Gebiet eines Mitgliedstaats, in dem nach
Bestätigung eines oder mehrerer Fälle der afrikanischen
Schweinepest bei Wildschweinen Seuchentilgungsmaßnah-
men gemäß Artikel 15 oder 16 durchgeführt werden;

j) „Primärfall afrikanischer Schweinepest bei Wildschweinen“:
Fall von afrikanischer Schweinepest bei Wildschweinen in
einem Gebiet, in dem keine Maßnahmen gemäß Artikel 15
oder 16 durchgeführt werden;

(1) ABl. L 378 vom 31.12.1982, S. 58. Richtlinie zuletzt geändert
durch die Entscheidung 2000/556/EG der Kommission (ABl. L 235
vom 19.9.2000, S. 27).

k) „Kontaktbetrieb“: ein Betrieb, in den die afrikanische
Schweinepest aufgrund des Standorts des Betriebs durch
Personen, Schweine oder Fahrzeuge oder auf andere Weise
eingeschleppt worden sein könnte;

l) „Eigentümer“: jede natürliche oder juristische Person, die
Eigentümer der Schweine bzw. entgeltlich oder unentgelt-
lich für deren Haltung zuständig ist;

m) „zuständige Behörde“: die zuständige Behörde im Sinne von
Artikel 2 Absatz 6 der Richtlinie 90/425/EWG des Ra-
tes (2);

n) „amtlicher Tierarzt“: von der zuständigen Behörde des Mit-
gliedstaats bezeichneter Tierarzt;

o) „Verarbeitung“: eine der Behandlungen gefährlicher Stoffe
gemäß Artikel 3 der Richtlinie 90/667/EWG des Rates (3),
die so durchgeführt wird, dass die Gefahr der Verbreitung
des ASP-Virus ausgeschlossen ist;

p) „Tötung“: die Tötung der Schweine im Sinne von Artikel 2
Absatz 6 der Richtlinie 93/119/EWG des Rates (4);

q) „Schlachtung“: die Schlachtung der Schweine im Sinne von
Artikel 2 Absatz 7 der Richtlinie 93/119/EWG;

r) „Vektor“: eine Zecke der Art Ornithodorus erraticus.

Artikel 3

Meldung der afrikanischen Schweinepest

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass der Verdacht
auf afrikanische Schweinepest oder das Vorliegen von Schwei-
nepest unverzüglich der zuständigen Behörde gemeldet werden
muss.

(2) Unbeschadet der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften
über die Meldung des Ausbruchs von Tierseuchen ist der Mit-
gliedstaat, auf dessen Hoheitsgebiet die afrikanische Schweine-
pest bestätigt wird, verpflichtet zur

a) Meldung der Krankheit und Unterrichtung der Kommission
und der übrigen Mitgliedstaaten gemäß Anhang I über die

— in Betrieben bestätigten Herde der afrikanischen Schwei-
nepest;

— in einem Schlachthof oder Transportmittel bestätigten
Fälle der afrikanischen Schweinepest;

— bei Wildschweinen bestätigten Primärfälle der afrikani-
schen Schweinepest;

— Ergebnisse der gemäß Artikel 8 durchgeführten epi-
demiologischen Untersuchung;

(2) ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 29. Richtlinie zuletzt geändert durch
die Richtlinie 92/118/EG (ABl. L 62 vom 15.3.1993, S. 49).

(3) ABl. L 363 vom 27.12.1990, S. 51. Richtlinie zuletzt geändert
durch die Akte über den Beitritt Österreichs, Finnlands und Schwe-
dens.

(4) ABl. L 340 vom 31.12.1993, S. 21.
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b) Unterrichtung der Kommission und der übrigen Mitglied-
staaten über weitere bestätigte Fälle bei Wildschweinen in
einem ASP-Seuchengebiet gemäß Artikel 16 Absatz 3 Buch-
stabe a) und Absatz 4.

Artikel 4

Maßnahmen bei Verdacht auf afrikanische Schweinepest
in einem Betrieb

(1) Befinden sich in einem Betrieb ein oder mehrere ASP-
virusverdächtige Schweine, so tragen die Mitgliedstaaten dafür
Sorge, dass die zuständige Behörde unverzüglich die amtlichen
Untersuchungsmaßnahmen einleitet, um nach den Verfahren
des Diagnosehandbuchs das Vorliegen der Krankheit zu bestä-
tigen oder auszuschließen.

Wird der Betrieb von einem amtlichen Tierarzt besichtigt, so ist
dabei auch eine Überprüfung des Registers und der Kennzei-
chen der Schweine gemäß den Artikeln 4 und 5 der Richtlinie
92/102/EWG des Rates (1) vorzunehmen.

(2) Kommt die zuständige Behörde zu dem Schluss, dass der
Verdacht auf afrikanische Schweinepest in einem Betrieb nicht
ausgeschlossen werden kann, so unterstellt sie den Betrieb der
amtlichen Überwachung und ordnet insbesondere Folgendes
an:

a) Alle Schweine der verschiedenen Kategorien im Betrieb sind
zu zählen, und für jede Kategorie ist eine Liste der bereits
erkrankten, der verendeten und der wahrscheinlich infizier-
ten Tiere zu erstellen. Die Liste ist auf dem neuesten Stand
zu halten, damit auch die während des Verdachtszeitraums
geborenen und verendeten Tiere erfasst werden. Die in der
Liste verzeichneten Angaben sind auf Verlangen vorzulegen
und können bei jedem Besuch kontrolliert werden.

b) Alle Schweine des Betriebes sind in ihren jeweiligen Stal-
lungen zu halten oder an anderen Orten so abzusondern,
dass ein Kontakt mit anderen Schweinen nicht möglich ist.

c) Es dürfen keine Schweine in den Betrieb verbracht oder aus
diesem entfernt werden. Die zuständige Behörde kann er-
forderlichenfalls auch verbieten, dass Tiere anderer Arten
aus dem Betrieb entfernt werden und die Durchführung
geeigneter Maßnahmen zur Vernichtung von Nagetieren
und Insekten verlangen.

d) Tierkörper verendeter Schweine dürfen den Betrieb nur mit
Genehmigung der zuständigen Behörde verlassen.

e) Fleisch, Schweineerzeugnisse, Sperma, Eizellen oder Em-
bryos von Schweinen, Futter, Geräte, sonstige Gegenstände
oder Abfälle, die die afrikanische Schweinepest übertragen
können, dürfen den Betrieb nur mit Genehmigung der zu-
ständigen Behörde verlassen. Fleisch, Schweineerzeugnisse,
Sperma, Eizellen oder Embryos dürfen den Betrieb nicht
zum innergemeinschaftlichen Handel verlassen.

f) Personen dürfen den Betrieb nur mit schriftlicher Genehmi-
gung der zuständigen Behörde betreten oder verlassen.

g) Fahrzeuge dürfen den Betrieb nur mit schriftlicher Geneh-
migung der zuständigen Behörde befahren oder verlassen.

h) Beim Betreten und Verlassen der Schweineställe und des
Betriebs insgesamt sind angemessene Desinfektionsmaßnah-
men durchzuführen. Jede Person, die Schweinebetriebe be-
tritt oder verlässt, muss angemessene Hygienemaßnahmen
durchführen, um der Gefahr einer Verbreitung des ASP-Vi-
rus entgegenzuwirken. Außerdem sind alle Transportmittel
vor Verlassen des Betriebs gründlich zu desinfizieren.

i) Es ist eine epidemiologische Untersuchung gemäß Artikel 8
durchzuführen.

(3) Wenn die Seuchenlage es erfordert, kann die zuständige
Behörde

a) in dem in Absatz 2 genannten Betrieb die Maßnahmen
gemäß Artikel 5 Absatz 1 anwenden; die zuständige Be-
hörde kann jedoch, wenn es die Lage nach ihrer Einschät-
zung zulässt, diese Maßnahmen auf die Schweine, bei denen
Verdacht auf Infektion oder Kontamination mit dem ASP-
Virus besteht, und den Teil des Betriebs beschränken, in
dem diese Schweine gehalten worden sind, vorausgesetzt,
dass die betreffenden Schweine völlig getrennt von den an-
deren Schweinen im Betrieb untergebracht, gehalten und
gefüttert wurden. Von den getöteten Schweinen ist auf jeden
Fall eine ausreichende Zahl von Proben zu nehmen, damit
das Vorhandensein des ASP-Virus gemäß dem Diagnose-
handbuch bestätigt oder ausgeschlossen werden kann;

b) um den in Absatz 2 genannten Betrieb eine zeitweilige
Kontrollzone ausweisen; auf die Schweinehaltungsbetriebe
in dieser Zone sind alle oder einige der in den Absätzen
1 und 2 genannten Maßnahmen anzuwenden.

(4) Die in Absatz 2 genannten Maßnahmen werden erst
aufgehoben, wenn das Vorliegen der afrikanischen Schweine-
pest amtlich ausgeschlossen worden ist.

Artikel 5

Maßnahmen bei Bestätigung der afrikanischen Schweine-
pest in einem Betrieb

(1) Wird das Vorliegen der afrikanischen Schweinepest in
einem Betrieb amtlich bestätigt, so tragen die Mitgliedstaaten
dafür Sorge, dass die zuständige Behörde zusätzlich zu den
Maßnahmen gemäß Artikel 4 Absatz 2 folgende Maßnahmen
anordnet:

a) Sämtliche Schweine im Betrieb sind unverzüglich unter
amtlicher Aufsicht zu töten; dabei ist jede Gefahr einer
Verbreitung des ASP-Virus sowohl beim Transport als
auch beim Töten auszuschließen.
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b) Von den getöteten Schweinen ist gemäß dem Diagnose-
handbuch eine ausreichende Zahl von Proben zu nehmen,
damit festgestellt werden kann, wie das ASP-Virus in den
Betrieb eingeschleppt wurde und wie lange es möglicher-
weise bereits im Betrieb vorhanden war, bevor die Krankheit
gemeldet wurde.

c) Die Körper von verendeten oder getöteten Schweinen sind
unter amtlicher Aufsicht zu verarbeiten.

d) Fleisch von Schweinen, die in der Zeit zwischen der ver-
mutlichen Einschleppung der Seuche in den Betrieb und der
Anwendung der amtlichen Maßnahmen geschlachtet wur-
den, ist, soweit möglich, ausfindig zu machen und unter
amtlicher Aufsicht zu verarbeiten.

e) Schweinesperma, -eizellen und -embryos, die in der Zeit
zwischen der vermutlichen Einschleppung der Seuche in
den Betrieb und der Anwendung der amtlichen Maßnahmen
entnommen wurden, sind zu ermitteln und unter amtlicher
Aufsicht so zu vernichten, dass die Gefahr einer Verbreitung
des ASP-Virus ausgeschlossen wird.

f) Sämtliche Stoffe und Abfälle, die Träger von Ansteckungs-
stoffen sein könnten, wie beispielsweise Futtermittel, sind so
zu behandeln, dass das ASP-Virus wirksam abgetötet wird.
Alle Einwegmaterialien, die Träger von Ansteckungsstoffen
sein könnten, insbesondere solche, die zur Tötung der Tiere
verwendet wurden, sind zu vernichten. Diese Maßnahmen
sind nach Anweisung des amtlichen Tierarztes durchzufüh-
ren.

g) Nach Beseitigung der Schweine sind die Schweineställe so-
wie die zum Transport der Schweine oder ihrer Körper
benutzten Fahrzeuge und alle Geräte, Einstreu, Dung und
Gülle, die Träger von Ansteckungsstoffen sein könnten, ge-
mäß Artikel 12 zu reinigen und zu desinfizieren bzw. zu
behandeln.

h) Im Fall eines Primärherdes muss das ASP-Virusisolat zur
genetischen Typisierung dem Laborverfahren gemäß dem
Diagnosehandbuch unterzogen werden.

i) Es ist eine epidemiologische Untersuchung gemäß Artikel 8
durchzuführen.

(2) Wenn ein Herd in einem Labor, einem Zoo, einem Wild-
park oder einem Gehege bestätigt worden ist, in dem Schweine
zu wissenschaftlichen Zwecken, zur Arterhaltung oder zur Er-
haltung seltener Rassen gehalten werden, kann der betreffende
Mitgliedstaat beschließen, von den Bestimmungen in Absatz 1
Buchstaben a) und e) abzuweichen, sofern nicht grundlegende
Interessen der Gemeinschaft gefährdet werden.

Dieser Beschluss ist der Kommission unverzüglich mitzuteilen.

Die Kommission prüft in allen Fällen die Lage unverzüglich mit
dem betreffenden Mitgliedstaat und baldmöglichst im Ständigen
Veterinärausschuss. Erforderlichenfalls sind nach dem in Artikel

24 Absatz 2 genannten Verfahren Maßnahmen gegen eine
Verbreitung der Seuche zu treffen.

Artikel 6

Maßnahmen bei Bestätigung der afrikanischen Schweine-
pest in Betrieben mit unterschiedlichen Produktionsein-

heiten

(1) Wird die afrikanische Schweinepest in Betrieben bestä-
tigt, die aus zwei oder mehreren gesonderten Produktionsein-
heiten bestehen, so kann die zuständige Behörde, damit die
Mast der Schweine abgeschlossen werden kann, für die gesun-
den Produktionseinheiten eines infizierten Betriebes von den
Vorschriften des Artikels 5 Absatz 1 Buchstabe a) abweichen,
sofern der amtliche Tierarzt bestätigt hat, dass die betreffenden
Produktionseinheiten aufgrund ihrer Struktur, ihres Umfangs
und des Abstands zwischen ihnen sowie aufgrund ihrer Funk-
tionen in Bezug auf Unterbringung, Haltung und Fütterung
völlig voneinander getrennt sind, so dass sich das Virus nicht
von einer Produktionseinheit auf eine andere ausbreiten kann.

(2) Wird von der Abweichung gemäß Absatz 1 Gebrauch
gemacht, so legen die Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung
der Garantien, die für die Tiergesundheit gegeben werden kön-
nen, detaillierte Durchführungsbestimmungen fest.

(3) Die Mitgliedstaaten, die von dieser Abweichung Ge-
brauch machen, teilen dies der Kommission unverzüglich mit.
Die Kommission prüft in jedem Fall die Lage unverzüglich mit
dem betreffenden Mitgliedstaat und baldmöglichst im Ständigen
Veterinärausschuss. Erforderlichenfalls sind nach dem in Artikel
24 Absatz 2 genannten Verfahren Maßnahmen gegen eine
Verbreitung der Seuche zu treffen.

Artikel 7

Maßnahmen in Kontaktbetrieben

(1) Betriebe werden als Kontaktbetriebe eingestuft, wenn der
amtliche Tierarzt feststellt oder auf der Grundlage der gemäß
Artikel 8 durchgeführten epidemiologischen Untersuchung zu
der Auffassung gelangt, dass die afrikanische Schweinepest ent-
weder von anderen Betrieben in den in Artikel 4 oder 5 ge-
nannten Betrieb oder von letzterem Betrieb in andere Betriebe
eingeschleppt worden sein könnte.

In diesen Betrieben sind die Bestimmungen des Artikels 4 an-
zuwenden, bis das Vorliegen der afrikanischen Schweinepest
amtlich ausgeschlossen wird.

(2) Die zuständige Behörde wendet in den in Absatz 1 ge-
nannten Kontaktbetrieben die Maßnahmen gemäß Artikel 5
Absatz 1 an, sofern die Seuchenlage dies erfordert.

Von den getöteten Schweinen ist gemäß dem Diagnosehand-
buch eine ausreichende Zahl von Proben zu nehmen, damit das
Vorhandensein des ASP-Virus in diesen Betrieben bestätigt oder
ausgeschlossen werden kann.
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Artikel 8

Epidemiologische Untersuchung

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die epidemiologi-
sche Untersuchung von Verdachtsfällen oder Herden der afri-
kanischen Schweinepest unter Verwendung von Fragebögen
durchgeführt wird, die im Rahmen der Krisenpläne gemäß Ar-
tikel 21 erstellt werden.

Diese Untersuchung bezieht sich mindestens auf

a) den Zeitraum, während dessen das ASP-Virus bereits im
Betrieb vorhanden gewesen sein kann, bevor die Seuche
gemeldet oder vermutet wurde;

b) den möglichen Ursprung der afrikanischen Schweinepest im
Betrieb und die Ermittlung anderer Betriebe, in denen
Schweine aus derselben Quelle infiziert oder kontaminiert
worden sein können;

c) Personen, Fahrzeuge, Schweine, Schweinekörper, Sperma,
Schweinefleisch und alle Materialien, die das Virus aus
dem oder in den betreffenden Betrieb verschleppt haben
könnten.

Deuten die Ergebnisse dieser Untersuchung darauf hin, dass
sich die afrikanische Schweinepest von Betrieben oder auf Be-
triebe in anderen Mitgliedstaaten ausgebreitet haben könnte, so
sind die Kommission und die betreffenden Mitgliedstaaten un-
verzüglich zu unterrichten.

Artikel 9

Abgrenzung von Schutz- und Überwachungszonen

(1) Unmittelbar nach der amtlichen Bestätigung des Seu-
chenbefunds in einem Schweinehaltungsbetrieb grenzt die zu-
ständige Behörde um den Seuchenherd eine Schutzzone mit
einem Mindestradius von 3 km und um diese herum eine
Überwachungszone mit einem Mindestradius von 10 km ab.

In diesen Zonen sind die in Artikel 10 bzw. Artikel 11 ge-
nannten Maßnahmen anzuwenden.

(2) Bei der Abgrenzung dieser Zonen berücksichtigt die zu-
ständige Behörde

a) die Ergebnisse der gemäß Artikel 8 durchgeführten epi-
demiologischen Untersuchung;

b) die geografische Lage und insbesondere natürliche oder
künstliche Grenzen;

c) den Standort und die Nähe anderer Betriebe;

d) die Verbringungs- und Handelsstrukturen bei Schweinen
und das Vorhandensein von Schlachthöfen und Einrichtun-
gen für die Schlachtkörperverarbeitung;

e) die Einrichtungen und das Personal zur Kontrolle etwaiger
Verbringungen von Schweinen innerhalb der Zonen, ins-
besondere, wenn die zu tötenden Schweine aus ihrem Ur-
sprungsbetrieb verbracht werden müssen.

(3) Umfasst eine Zone Gebietsteile mehrerer Mitgliedstaaten,
so arbeiten die zuständigen Behörden der jeweiligen Mitglied-
staaten bei der Abgrenzung dieser Zone zusammen.

(4) Die zuständige Behörde stellt sicher, dass alle sich in den
Schutz- und Überwachungszonen aufhaltenden Personen über
die geltenden Beschränkungen gemäß den Artikeln 10 und 11
durch entsprechende Vorkehrungen, insbesondere durch An-
bringung deutlich sichtbarer Warnschilder und Plakate sowie
über Presse und Fernsehen, umfassend unterrichtet werden;
sie erlässt darüber hinaus die zur ordnungsgemäßen Durchfüh-
rung dieser Vorkehrungen erforderlichen Maßnahmen.

Artikel 10

Maßnahmen in der abgegrenzten Schutzzone

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass in der
Schutzzone folgende Maßnahmen angewandt werden:

a) Es erfolgt eine schnellstmögliche Erhebung aller Schweine-
haltungsbetriebe. Nach Abgrenzung der Schutzzone werden
diese Betriebe binnen sieben Tagen zwecks klinischer Unter-
suchung der Schweine sowie Überprüfung des Registers und
der Kennzeichnung der Schweine gemäß den Artikeln 4 und
5 der Richtlinie 92/102/EWG von einem amtlichen Tierarzt
besichtigt.

b) Die Verbringung und der Transport von Schweinen über
öffentliche Straßen oder Privatwege, erforderlichenfalls mit
Ausnahme innerbetrieblicher Wirtschaftswege, ohne Ver-
bringungsgenehmigung der zuständigen Behörde gemäß
Buchstabe f) wird verboten. Bei der Durchfuhr von Schwei-
nen über das Straßennetz oder auf dem Schienenweg kann
von der Anwendung dieses Verbots abgesehen werden, so-
fern das Fahrzeug nicht hält und keine Tiere entladen wer-
den. Außerdem kann für Schlachtschweine, die von außer-
halb der Schutzzone kommen und zur sofortigen Schlach-
tung in einen innerhalb dieser Zone gelegenen Schlachthof
verbracht werden, nach dem in Artikel 24 Absatz 2 genann-
ten Verfahren eine Ausnahme gewährt werden.

c) Lastkraftwagen und sonstige Fahrzeuge sowie Ausrüstungen,
die zur Beförderung von Schweinen oder anderen Tieren
oder Materialien, die Träger von Ansteckungsstoffen sein
könnten (wie Tierkörper, Futtermittel, Dung, Gülle usw.),
verwendet werden, sind baldmöglichst nach der Kontamina-
tion gemäß den in Artikel 12 genannten Vorschriften und
Verfahren zu reinigen, zu desinfizieren und zu behandeln.
Lastkraftwagen oder sonstige Fahrzeuge, die für den Trans-
port von Schweinen verwendet worden sind, dürfen die
Zone erst verlassen, nachdem sie gereinigt und desinfiziert
und daraufhin von der zuständigen Behörde überprüft und
freigegeben worden sind.
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d) Die Verbringung anderer Haustiere aus oder zu einem Be-
trieb ohne Genehmigung der zuständigen Behörde wird ver-
boten.

e) Die zuständige Behörde wird unverzüglich über alle in ei-
nem Betrieb verendeten oder erkrankten Schweine unter-
richtet und führt geeignete Untersuchungen gemäß den im
Diagnosehandbuch festgelegten Verfahren durch.

f) Die Verbringung von Schweinen aus dem Haltungsbetrieb
wird für mindestens 40 Tage nach der Grobreinigung und
Vordesinfektion der Seuchenbetriebe verboten. Nach 40 Ta-
gen kann die zuständige Behörde — vorbehaltlich der Be-
dingungen des Absatzes 3 — genehmigen, dass Schweine
aus dem genannten Betrieb verbracht und auf direktem Weg
transportiert werden:

— zu einem von der zuständigen Behörde benannten
Schlachthof, vorzugsweise in der Schutz- oder Über-
wachungszone, zur unverzüglichen Schlachtung;

— zu einem Verarbeitungsbetrieb oder an einen geeigneten
Ort, an dem die Schweine unverzüglich getötet und ihre
Körper unter amtlicher Aufsicht verarbeitet werden,
oder

— in Ausnahmefällen an andere Orte in der Schutzzone.
Wenn Mitgliedstaaten diese Bestimmung anwenden, tei-
len sie dies der Kommission im Ständigen Veterinäraus-
schuss unverzüglich mit.

g) Sperma, Eizellen und Embryos von Schweinen dürfen die
Betriebe in der Schutzzone nicht verlassen.

h) Jede Person, die Schweinehaltungsbetriebe betritt oder ver-
lässt, muss zur Eindämmung der Gefahr einer Verbreitung
des ASP-Virus angemessene Hygienemaßnahmen einhalten.

(2) Werden die Verbote gemäß Absatz 1 wegen weiterer
Seuchenfälle länger als 40 Tage aufrecht erhalten und treten
infolgedessen Probleme in Bezug auf das Wohlergehen der
Tiere oder andere Probleme bei der Schweinehaltung auf, so
kann die zuständige Behörde — vorbehaltlich der Bedingungen
des Absatzes 3 — auf begründeten Antrag des Eigentümers
genehmigen, dass Schweine aus einem in der Schutzzone gele-
genen Betrieb verbracht und auf direktem Weg transportiert
werden:

a) zu einem von der zuständigen Behörde benannten Schlacht-
hof, vorzugsweise in der Schutz- oder Überwachungszone,
zur unverzüglichen Schlachtung;

b) zu einem Verarbeitungsbetrieb oder an einen geeigneten
Ort, an dem die Schweine unverzüglich getötet und ihre
Körper unter amtlicher Aufsicht verarbeitet werden, oder

c) in Ausnahmefällen an andere Orte in der Schutzzone. Wenn
Mitgliedstaaten diese Bestimmung anwenden, teilen sie dies
der Kommission im Ständigen Veterinärausschuss unverzüg-
lich mit.

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so kann die
zuständige Behörde die Verbringung von Schweinen aus dem
betreffenden Betrieb unter folgenden Bedingungen genehmigen:

a) Ein amtlicher Tierarzt hat eine klinische Untersuchung der
Schweine in dem Betrieb und insbesondere der zu verbrin-
genden Schweine, einschließlich Messung der Körpertem-
peratur nach den Verfahrensvorschriften des Diagnosehand-
buchs, sowie eine Überprüfung des Registers und der Kenn-
zeichnung der Schweine gemäß den Artikeln 4 und 5 der
Richtlinie 92/102/EWG durchgeführt.

b) Die Überprüfungen und Untersuchungen haben keine Hin-
weise auf die afrikanische Schweinepest ergeben und ge-
zeigt, dass die Bestimmungen der Richtlinie 92/102/EWG
eingehalten werden.

c) Die Schweine werden in von der zuständigen Behörde ver-
plombten Fahrzeugen transportiert.

d) Das betreffende Fahrzeug und die beim Transport der
Schweine benutzte Ausrüstung werden nach dem Transport
unverzüglich gemäß Artikel 12 gereinigt und desinfiziert.

e) Wenn die Schweine geschlachtet oder getötet werden sollen,
ist gemäß dem Diagnosehandbuch eine ausreichende Zahl
von Proben zu nehmen, damit das Vorhandensein des ASP-
Virus in diesen Betrieben bestätigt oder ausgeschlossen wer-
den kann.

f) Werden die Schweine zu einem Schlachthof verbracht, so

— muss die für den Schlachthof zuständige Behörde über
die anstehende Verbringung der Schweine unterrichtet
worden sein und der für die Versendung zuständigen
Behörde die Ankunft der Schweine bestätigen;

— müssen diese Schweine bei ihrer Ankunft im Schlacht-
hof von anderen Schweinen getrennt gehalten und ge-
schlachtet werden;

— muss die zuständige Behörde bei der im Schlachthof
vorgenommenen Schlachttier- und Fleischuntersuchung
mögliche Anzeichen auf das Vorhandensein der afrikani-
schen Schweinepest berücksichtigen;

— muss frisches Fleisch von diesen Schweinen entweder
verarbeitet oder mit dem Sonderstempel gemäß Artikel
5a der Richtlinie 72/461/EWG des Rates (1) gekenn-
zeichnet und anschließend gemäß Artikel 4 Absatz 1
Buchstabe a) i) der Richtlinie 80/215/EWG des Rates (2)
behandelt werden. Diese Behandlung muss in einem von
der zuständigen Behörde benannten Betrieb erfolgen.
Das Fleisch ist unter der Bedingung, dass die Sendung
vor der Abfahrt verplombt wird und während des ge-
samten Transports verplombt bleibt, an diesen Betrieb
zu senden.
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(4) Die Maßnahmen in der Schutzzone werden mindestens
so lange angewandt, bis

a) die Seuchenbetriebe gereinigt und desinfiziert worden sind;

b) die Schweine in allen Betrieben gemäß dem Diagnosehand-
buch klinischen und Laboruntersuchungen auf das ASP-Vi-
rus unterzogen worden sind.

Die Untersuchungen gemäß Buchstabe b) werden frühestens 45
Tage nach Abschluss der Grobreinigung und Vordesinfektion
der Seuchenbetriebe vorgenommen.

Artikel 11

Maßnahmen in der abgegrenzten Überwachungszone

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass in der Über-
wachungszone folgende Maßnahmen angewandt werden:

a) Es wird eine Erhebung aller Schweinehaltungsbetriebe
durchgeführt.

b) Die Verbringung und der Transport von Schweinen über
öffentliche Straßen oder Privatwege, erforderlichenfalls mit
Ausnahme innerbetrieblicher Wirtschaftswege, ohne Ver-
bringungsgenehmigung der zuständigen Behörde wird ver-
boten. Bei der Durchfuhr von Schweinen über das Straßen-
netz oder auf dem Schienenweg, sofern das Fahrzeug nicht
hält und keine Tiere entladen werden, sowie bei Schlacht-
schweinen, die von außerhalb der Schutzzone kommen und
zur sofortigen Schlachtung in einen innerhalb dieser Zone
gelegenen Schlachthof verbracht werden, kann von der An-
wendung dieses Verbots abgesehen werden.

c) Lastkraftwagen und sonstige Fahrzeuge sowie Ausrüstungen,
die zur Beförderung von Schweinen oder anderen Tieren
oder Materialien, die Träger von Ansteckungsstoffen sein
könnten (wie Tierkörper, Futtermittel, Dung, Gülle usw.),
verwendet werden, sind baldmöglichst nach der Kontamina-
tion gemäß den in Artikel 12 genannten Vorschriften und
Verfahren zu reinigen, zu desinfizieren und zu behandeln.
Lastkraftwagen oder sonstige Fahrzeuge, die für den Trans-
port von Schweinen verwendet worden sind, dürfen die
Zone erst verlassen, nachdem sie gereinigt und desinfiziert
worden sind.

d) Die Verbringung anderer Haustiere aus oder in einen Betrieb
innerhalb der ersten sieben Tage nach Abgrenzung der
Zone ohne Genehmigung der zuständigen Behörde wird
verboten.

e) Die zuständige Behörde wird unverzüglich über alle in ei-
nem Betrieb verendeten oder erkrankten Schweine unter-
richtet und führt geeignete Untersuchungen gemäß den im
Diagnosehandbuch festgelegten Verfahren durch.

f) Die Verbringung von Schweinen aus dem Haltungsbetrieb
wird für mindestens 30 Tage nach der Grobreinigung und

Vordesinfektion des Seuchenbetriebs verboten. Nach 30 Ta-
gen kann die zuständige Behörde — vorbehaltlich der Be-
dingungen gemäß Artikel 10 Absatz 3 — genehmigen, dass
Schweine aus dem genannten Betrieb auf direktem Weg
transportiert werden:

— zu einem von der zuständigen Behörde benannten
Schlachthof, vorzugsweise in der Schutz- oder Über-
wachungszone, zur unverzüglichen Schlachtung;

— zu einem Verarbeitungsbetrieb oder an einen geeigneten
Ort, an dem die Schweine unverzüglich getötet und ihre
Körper unter amtlicher Aufsicht verarbeitet werden,
oder

— in Ausnahmefällen an andere Orte in der Schutz- oder
Überwachungszone. Wenn Mitgliedstaaten diese Bestim-
mung anwenden, teilen sie dies unverzüglich der Kom-
mission im Ständigen Veterinärausschuss mit.

Werden die Schweine zu einem Schlachthof transportiert, so
können jedoch auf Antrag des Mitgliedstaats und gegen
Vorlage entsprechender Belege nach dem in Artikel 24 Ab-
satz 2 genannten Verfahren insbesondere bei der Kennzeich-
nung des Fleisches dieser Schweine und seiner anschließen-
den Verwendung sowie in Bezug auf den Verwendungs-
zweck der behandelten Erzeugnisse Abweichungen von Ar-
tikel 10 Absatz 3 Buchstaben e) und f) genehmigt werden.

g) Sperma, Eizellen oder Embryos von Schweinen dürfen die
Betriebe in der Überwachungszone nicht verlassen.

h) Jede Person, die Schweinehaltungsbetriebe betritt oder ver-
lässt, muss zur Eindämmung der Gefahr einer Verbreitung
des ASP-Virus angemessene Hygienemaßnahmen einhalten.

(2) Werden die Verbote gemäß Absatz 1 wegen weiterer
Seuchenfälle länger als 40 Tage aufrechterhalten und treten
infolgedessen Probleme in Bezug auf das Wohlergehen der
Tiere oder andere Probleme bei der Schweinehaltung auf, so
kann die zuständige Behörde — vorbehaltlich der Bedingungen
des Artikels 10 Absatz 3 — auf begründeten Antrag des Ei-
gentümers genehmigen, dass Schweine aus einem in der Über-
wachungszone gelegenen Betrieb verbracht und auf direktem
Weg transportiert werden:

a) zu einem von der zuständigen Behörde benannten Schlacht-
hof, vorzugsweise in der Schutz- oder Überwachungszone,
zur unverzüglichen Schlachtung;

b) zu einem Verarbeitungsbetrieb oder an einen geeigneten
Ort, an dem die Schweine unverzüglich getötet und ihre
Körper unter amtlicher Aufsicht verarbeitet werden, oder

c) in Ausnahmefällen an andere Orte in der Schutz- oder
Überwachungszone. Wenn Mitgliedstaaten diese Bestim-
mung anwenden, teilen sie dies unverzüglich der Kommis-
sion im Ständigen Veterinärausschuss mit.
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(3) Die Maßnahmen in der Überwachungszone werden min-
destens so lange angewandt, bis

a) die Seuchenbetriebe gereinigt und desinfiziert worden sind;

b) die Schweine in allen Betrieben gemäß dem Diagnosehand-
buch klinischen und erforderlichenfalls Laboruntersuchun-
gen auf das ASP-Virus unterzogen worden sind.

Die Untersuchungen gemäß Buchstabe b) werden frühestens 40
Tage nach Abschluss der Grobreinigung und Vordesinfektion
der Seuchenbetriebe vorgenommen.

Artikel 12

Reinigung und Desinfektion

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass

a) die zu verwendenden Desinfektionsmittel und ihre Konzen-
tration von der zuständigen Behörde amtlich zugelassen
werden;

b) die Reinigungs- und Desinfektionsarbeiten unter behördli-
cher Aufsicht wie folgt durchgeführt werden:

— nach Weisung des amtlichen Tierarztes und

— gemäß den in Anhang II festgelegten Grundsätzen und
Verfahren für Reinigung, Desinfektion und Behandlung.

Artikel 13

Wiederbelegung von Schweinehaltungsbetrieben nach
Seuchenausbrüchen

(1) Die Wiedereinstellung von Schweinen in einen Betrieb
im Sinne von Artikel 5 darf frühestens 40 Tage nach Abschluss
der gemäß Artikel 12 durchgeführten Reinigung und Desinfek-
tion erfolgen.

(2) Bei der Wiedereinstellung von Schweinen ist die Art der
Haltung in dem betreffenden Betrieb zu berücksichtigen und
sind die in den Absätzen 3 und 4 aufgeführten Verfahren zu
befolgen.

(3) Für Betriebe, bei denen das Auftreten der Seuche nicht
mit Vektoren in Verbindung gebracht wurde, gilt das folgende
Verfahren:

a) Bei der Haltung im Freien beginnt die Wiedereinstellung
von Schweinen mit der Einstellung von Sentinel-Schweinen,
die auf Antikörper gegen das ASP-Virus untersucht und für
negativ befunden wurden oder die von Betrieben, die kei-
nerlei Beschränkungen im Zusammenhang mit der afrikani-
schen Schweinepest unterliegen, stammen. Die Sentinel-
Schweine werden auf Anweisung der zuständigen Behörde
über den gesamten Seuchenbetrieb verteilt; 45 Tage nach
der Einstellung in den Betrieb werden Proben genommen
und gemäß dem Diagnosehandbuch auf Antikörper unter-
sucht. Bevor die Negativbefunde der serologischen Unter-
suchungen nicht vorliegen, darf kein Schwein den Betrieb

verlassen. Haben sich bei keinem Schwein Antikörper gegen
das ASP-Virus ausgebildet, so kann die Wiederbelegung in
vollem Umfang vorgenommen werden.

b) Bei allen übrigen Haltungsformen erfolgt die Wiedereinstel-
lung von Schweinen entweder gemäß Buchstabe a) oder
durch vollständige Wiederbelegung unter der Bedingung,
dass:

— alle Schweine innerhalb von 20 Tagen eintreffen und
von Betrieben stammen, die keinerlei Beschränkungen
im Zusammenhang mit der afrikanischen Schweinepest
unterliegen;

— die Schweine in dem wiedereingestellten Bestand einer
serologischen Untersuchung gemäß dem Diagnosehand-
buch unterzogen werden. Probenahmen für diese Unter-
suchung können frühestens 45 Tage nach Eintreffen der
letzten Schweine erfolgen;

— kein Schwein den Betrieb verlassen darf, bevor die Ne-
gativbefunde der serologischen Untersuchung vorliegen.

(4) Im Fall von Betrieben, bei denen das Auftreten der Seu-
che mit Vektoren in Verbindung gebracht wurde, darf die Wie-
derbelegung frühestens nach sechs Jahren erfolgen, es sei denn,
der Vektor konnte aufgrund besonderer Maßnahmen, die unter
amtlicher Aufsicht durchgeführt werden, erfolgreich aus dem
Betrieb und den Stallungen, in denen die Schweine unterge-
bracht werden sollen oder in denen sie mit dem Vektor in
Kontakt kommen können, getilgt werden. Anschließend finden
die Maßnahmen gemäß Buchstabe a) erster Gedankenstrich
Anwendung.

Über diese Maßnahmen hinaus dürfen Schweine den vollstän-
dig wiederbelegten Betrieb jedoch erst verlassen, wenn Proben,
die frühestens 60 Tage nach der vollständigen Wiederbelegung
gemäß dem Diagnosehandbuch entnommen werden, mit Ne-
gativbefund weiteren serologischen Untersuchungen unterzo-
gen wurden.

(5) Wurde das Auftreten der Seuche nicht mit Vektoren in
Verbindung gebracht und sind seit der Reinigung und Desinfek-
tion des Betriebs mehr als sechs Monate vergangen, so kann die
zuständige Behörde unter Berücksichtigung der Seuchenlage
eine Ausnahme von der Regelung gemäß Absatz 3 genehmi-
gen.

Artikel 14

Maßnahmen bei Verdacht auf afrikanische Schweinepest
in einem Schlachthof oder Transportmittel und bei Bestä-

tigung ihres Vorliegens

(1) Besteht in einem Schlachthof oder einem Transportmittel
Verdacht auf afrikanische Schweinepest, so tragen die Mitglied-
staaten dafür Sorge, dass die zuständige Behörde nach den
Verfahren des Diagnosehandbuchs unverzüglich die amtlichen
Untersuchungsmaßnahmen einleitet, um das Vorliegen der
Krankheit zu bestätigen oder auszuschließen.
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(2) Wird in einem Schlachthof oder in einem Transportmit-
tel ein Fall von afrikanischer Schweinepest festgestellt, so trägt
die zuständige Behörde dafür Sorge, dass:

a) alle empfänglichen Tiere im Schlachthof oder im Transport-
mittel unverzüglich getötet werden;

b) die Körper, Schlachtnebenerzeugnisse und tierischen Abfälle
möglicherweise infizierter und kontaminierter Tiere unter
amtlicher Aufsicht verarbeitet werden;

c) Gebäude und Ausrüstungen einschließlich Fahrzeugen unter
Aufsicht des amtlichen Tierarztes gemäß Artikel 12 gerei-
nigt und desinfiziert werden;

d) eine epidemiologische Untersuchung in entsprechender An-
wendung des Artikels 8 durchgeführt wird;

e) das ASP-Virusisolat zur genetischen Typisierung dem Labor-
verfahren gemäß dem Diagnosehandbuch unterzogen wird;

f) in dem Betrieb, aus dem die infizierten Schweine oder Tier-
körper stammen, und in den anderen Kontaktbetrieben die
Maßnahmen gemäß Artikel 7 angewandt werden; sofern
aufgrund der epidemiologischen Untersuchung nichts ande-
res angezeigt ist, sind in dem Ursprungsbetrieb der infizier-
ten Schweine oder Tierkörper die Maßnahmen gemäß Ar-
tikel 5 Absatz 1 anzuwenden;

g) die Wiedereinstellung von Tieren zur Schlachtung oder zum
Transport frühestens 24 Stunden nach Abschluss der Rei-
nigung und Desinfektion gemäß Artikel 12 stattfindet.

Artikel 15

Maßnahmen bei Verdacht auf afrikanische Schweinepest
bei Wildschweinen und bei Bestätigung ihres Vorliegens

(1) Sobald der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats Hin-
weise darauf vorliegen, dass Seuchenverdacht bei Wildschwei-
nen besteht, trifft sie alle erforderlichen Maßnahmen, um die
Seuche zu bestätigen oder auszuschließen, wobei sie Besitzer
von Schweinen und Jäger unterrichtet; sie nimmt Untersuchun-
gen einschließlich Laboruntersuchungen aller mit Schusswaffen
erlegten oder verendet aufgefundenen Wildschweine vor.

(2) Sobald ein Primärfall der afrikanischen Schweinepest bei
Wildschweinen bestätigt ist, trifft die zuständige Behörde des
betreffenden Mitgliedstaats unverzüglich folgende Maßnahmen
gegen die Ausbreitung der Seuche:

a) Einsetzung einer Sachverständigengruppe, der Tierärzte, Jä-
ger, auf wild lebende Tiere spezialisierte Biologen und Epi-
demiologen angehören. Die Sachverständigengruppe unter-
stützt die zuständige Behörde bei folgenden Aufgaben:

— Untersuchung der Seuchenlage und Ausweisung eines
Seuchengebiets gemäß Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe b);

— Festlegung geeigneter Maßnahmen, die im Seuchengebiet
zusätzlich zu den unter den Buchstaben b) und c) auf-
geführten Maßnahmen anzuwenden sind; diese Maßnah-
men können eine Aussetzung der Jagd und ein Verbot
der Fütterung von Wildschweinen umfassen;

— Aufstellung eines Tilgungsplans, der der Kommission
gemäß Artikel 16 vorzulegen ist;

— Überprüfung der Wirksamkeit der zur Tilgung der afri-
kanischen Schweinepest im Seuchengebiet getroffenen
Maßnahmen;

b) sofortige amtliche Überwachung von Schweinehaltungs-
betrieben im ausgewiesenen Seuchengebiet und insbeson-
dere Anordnung folgender Maßnahmen:

— amtliche Erhebung aller Schweinekategorien in allen Be-
trieben, die vom Besitzer auf dem neuesten Stand zu
halten ist; die Angaben sind auf Verlangen vorzulegen
und können bei jeder Kontrolle überprüft werden. Bei
Haltung im Freien kann die Zahl der Schweine bei der
ersten Erhebung jedoch geschätzt werden;

— Absonderung aller Schweine im Betrieb entweder in ih-
ren normalen Stallungen oder an einem anderen Ort,
der ihre Isolierung von Wildschweinen ermöglicht;
Wildschweine dürfen keinen Zugang zu Materialien ha-
ben, die danach mit den im Betrieb gehaltenen Schwei-
nen in Berührung kommen können;

— Verbot der Verbringung von Schweinen aus dem und in
den Betrieb, es sei denn, die zuständige Behörde erteilt
unter Berücksichtigung der Seuchenlage hierzu die Ge-
nehmigung;

— angemessene Desinfektionsmaßnahmen beim Betreten
und Verlassen der Schweineställe und des Betriebs ins-
gesamt;

— alle Personen, die mit Wildschweinen in Kontakt kom-
men, müssen zur Eindämmung der Gefahr einer Verbrei-
tung des ASP-Virus angemessene Hygienemaßnahmen
einhalten;

— Untersuchung aller verendeten oder kranken Schweine
eines Betriebs, die Symptome der afrikanischen Schwei-
nepest aufweisen, auf afrikanische Schweinepest;

— Teile von erlegten oder verendet aufgefundenen Wild-
schweinen sowie Material oder Ausrüstung, die mit
dem ASP-Virus kontaminiert sein könnten, dürfen nicht
in einen Schweinehaltungsbetrieb gebracht werden;

— Schweine, Schweinesperma, -embryos oder -eizellen dür-
fen das Seuchengebiet nicht zum innergemeinschaftli-
chen Handel verlassen;
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c) Veranlassung der Untersuchung aller im ausgewiesenen Seu-
chengebiet erlegten oder verendet aufgefundenen Wild-
schweine durch einen amtlichen Tierarzt auf afrikanische
Schweinepest gemäß dem Diagnosehandbuch. Tierkörper
mit Positivbefund sind unter amtlicher Aufsicht zu verarbei-
ten. Bei ASP-Negativbefund wenden die Mitgliedstaaten die
Maßnahmen gemäß Artikel 11 Absatz 2 der Richtlinie
92/45/EWG des Rates (1) an. Nicht zum Verzehr bestimmte
Teile sind unter amtlicher Aufsicht zu verarbeiten;

d) Sicherstellung, dass das ASP-Virusisolat zur genetischen Ty-
pisierung dem Laborverfahren gemäß dem Diagnosehand-
buch unterzogen wird.

(3) Tritt ein Fall von klassischer Schweinepest bei Wild-
schweinen in einem Gebiet eines Mitgliedstaats auf, das in
der Nähe des Hoheitsgebiets eines anderen Mitgliedstaats liegt,
so arbeiten die betreffenden Mitgliedstaaten bei der Festlegung
der Seuchenbekämpfungsmaßnahmen zusammen.

Artikel 16

Pläne für die Tilgung der afrikanischen Schweinepest aus
einem Wildschweinbestand

(1) Unbeschadet der Maßnahmen gemäß Absatz 15 unter-
breiten die Mitgliedstaaten der Kommission innerhalb von 90
Tagen nach Bestätigung eines Primärfalls der afrikanischen
Schweinepest bei Wildschweinen einen schriftlichen Plan mit
den Maßnahmen zur Tilgung der Seuche im ausgewiesenen
Seuchengebiet und den Maßnahmen für die in diesem Gebiet
gelegenen Schweinehaltungsbetriebe.

Die Kommission prüft, ob das angestrebte Ziel mit diesem Plan
erreicht werden kann. Der erforderlichenfalls geänderte Plan
wird nach dem in Artikel 24 Absatz 2 genannten Verfahren
genehmigt.

Der Plan kann zu einem späteren Zeitpunkt geändert oder
ergänzt werden, um der Seuchenlage Rechnung zu tragen.

Betreffen diese Änderungen die Neuausweisung des Seuchen-
gebiets, so sorgen die Mitgliedstaaten dafür, dass die Kommis-
sion und die übrigen Mitgliedstaaten unverzüglich von diesen
Änderungen in Kenntnis gesetzt werden.

Betreffen diese Änderungen andere Bestimmungen des Plans, so
legen die Mitgliedstaaten der Kommission den geänderten Plan
zur Prüfung und gegebenenfalls Genehmigung nach dem in
Artikel 24 Absatz 2 genannten Verfahren vor.

(2) Nach Genehmigung des in Absatz 1 genannten Plans
werden die in Artikel 15 festgelegten vorläufigen Maßnahmen
zu einem bei der Genehmigung festzusetzenden Zeitpunkt
durch die Maßnahmen des Plans ersetzt.

(3) Der in Absatz 1 genannte Plan enthält Angaben über:

a) die Ergebnisse der gemäß Artikel 15 durchgeführten epi-
demiologischen Untersuchungen und Kontrollen und die
geografische Verteilung der Seuche;

b) das ausgewiesene Seuchengebiet auf dem Hoheitsgebiet des
betreffenden Mitgliedstaats. Bei der Ausweisung dieses Seu-
chengebiets berücksichtigt die zuständige Behörde

— die Ergebnisse der epidemiologischen Untersuchungen
und die geografische Verteilung der Seuche;

— die Wildschweinpopulation im Seuchengebiet;

— natürliche oder künstliche Hindernisse, die die Wan-
derung von Wildschweinen behindern;

c) die Zusammenarbeit zwischen Biologen, Jägern, Jagdver-
einen, Naturschutzorganisationen und Veterinärämtern
(Tiergesundheit und öffentliche Gesundheit);

d) die Informationskampagne, mit der Jäger über die Maßnah-
men aufgeklärt werden sollen, die sie im Rahmen des Til-
gungsplans zu treffen haben;

e) besondere Bemühungen zur Bestimmung des Ausmaßes
der Seuchenverschleppung in Wildschweinbeständen durch
Untersuchung der von Jägern erlegten oder verendet auf-
gefundenen Wildschweine sowie Laboruntersuchungen, ein-
schließlich altersgeschichteter epidemiologischer Unter-
suchungen;

f) die Auflagen, die Jäger zur Vermeidung der Ausbreitung
der Seuche erfüllen müssen;

g) das Verfahren zur Entfernung verendet aufgefundener oder
erlegter Wildschweine, dieses Verfahren beruht auf

— der Verarbeitung der Tierkörper unter amtlicher Auf-
sicht oder

— einer Untersuchung durch einen amtlichen Tierarzt und
Labortests gemäß dem Diagnosehandbuch. Tierkörper
mit Positivbefund sind unter amtlicher Aufsicht zu ver-
arbeiten. Bei ASP-Negativbefund wenden die Mitglied-
staaten die Maßnahmen gemäß Artikel 11 Absatz 2 der
Richtlinie 92/45/EWG an. Nicht zum Verzehr be-
stimmte Teile sind unter amtlicher Aufsicht zu verarbei-
ten;

h) die epidemiologische Untersuchung, die an jedem erlegten
oder verendet aufgefundenen Wildschwein durchgeführt
wird. Bei dieser Untersuchung sind folgende Angaben in
einen Fragebogen einzutragen:

— geografisches Gebiet, in dem das Tier verendet auf-
gefunden bzw. erlegt wurde;

— Datum, an dem das Tier verendet aufgefunden bzw.
erlegt wurde;

— Person, die das Tier verendet aufgefunden bzw. erlegt
hat;
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— Alter und Geschlecht des Schweins;

— falls erlegt: Symptome vor dem Erlegen;

— falls verendet aufgefunden: Zustand des Tierkörpers;

— Laborbefunde;

i) Überwachungsprogramme und Präventivmaßnahmen für
die im ausgewiesenen Seuchengebiet und gegebenenfalls
auch in dessen Umgebung ansässigen Betriebe, einschließ-
lich des Transports und der Verbringung von Tieren im,
aus dem und zum Seuchengebiet; diese Maßnahmen müs-
sen mindestens das Verbot der Verbringung von Schwei-
nen, Schweinesperma, -embryos oder -eizellen aus dem
Seuchengebiet für den innergemeinschaftlichen Handel um-
fassen;

j) sonstige Kriterien, die für die Aufhebung der Maßnahmen
erfüllt sein müssen;

k) die Behörde, die mit der Überwachung und Koordinierung
der für die Durchführung des Plans zuständigen Dienststel-
len beauftragt ist;

l) das Informationssystem, nach dem die gemäß Artikel 15
Absatz 2 Buchstabe a) eingesetzte Sachverständigengruppe
regelmäßig die Ergebnisse des Tilgungsplans prüfen kann;

m) die Seuchenüberwachungsmaßnahmen, die nach Ablauf
von mindestens zwölf Monaten ab dem letzten bestätigten
Fall der afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen im
ausgewiesenen Seuchengebiet durchzuführen sind. Diese
Maßnahmen werden mindestens zwölf Monate lang auf-
recht erhalten und umfassen mindestens die bereits gemäß
den Buchstaben e), g) und h) durchgeführten Maßnahmen.

(4) Der Kommission und den übrigen Mitgliedstaaten ist alle
sechs Monate ein Bericht über die Seuchenlage im ausgewiese-
nen Gebiet und über die Ergebnisse des Tilgungsplans zu über-
mitteln.

Ausführlichere Bestimmungen zu den Informationen, die die
Mitgliedstaaten hierzu liefern müssen, können nach dem in
Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen werden.

Artikel 17

Maßnahmen zur Verhütung der Verbreitung des
ASP-Virus durch Vektoren

(1) Ist nicht auszuschließen, dass in einem Betrieb, in dem
die afrikanische Schweinepest bestätigt wurde, Vektoren prä-
sent sind, oder wird die Präsenz von Vektoren vermutet, so
trägt die zuständige Behörde dafür Sorge, dass

a) der Seuchenbetrieb und seine Umgebung durch Augen-
scheinnahme und erforderlichenfalls Fallenstellung auf Vek-
toren untersucht wird;

b) bei nachweislicher Vektorpräsenz

— geeignete Laboruntertests durchgeführt werden, um zu
bestätigen oder auszuschließen, dass die Vektoren Träger
des ASP-Virus sind;

— weitere geeignete Überwachungs- und Bekämpfungs-
maßnahmen für den Umkreis des Betriebs festgelegt
werden;

c) bei nachweislicher Vektorpräsenz und wenn sich die Vek-
torbekämpfung als wenig sinnvoll erweist, für einen Zeit-
raum von mindestens sechs Jahren keine Schweine in die-
sem Betrieb gehalten werden.

(2) Der betroffene Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission
und die übrigen Mitgliedstaaten im Ständigen Veterinäraus-
schuss über die Durchführung der Maßnahmen gemäß Absatz
1.

(3) Weitere Maßnahmen zur Überwachung und Bekämpfung
des Vektors und zur Verhütung der afrikanischen Schweinepest
können nach dem in Artikel 24 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen werden.

Artikel 18

Diagnoseverfahren und Anforderungen an die biologische
Sicherheit

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass

a) Diagnoseverfahren, Probenahmen und Labortests zum
Nachweis der afrikanischen Schweinepest gemäß dem Diag-
nosehandbuch durchgeführt werden;

b) die Normen und Diagnosemethoden der einzelnen Mitglied-
staaten durch ein nationales Laboratorium gemäß Anhang
III koordiniert werden.

(2) Die nationalen Laboratorien halten mit dem in Anhang
IV genannten gemeinschaftlichen Referenzlaboratorium Verbin-
dung. Die Bestimmungen von Anhang IV hinsichtlich der Auf-
gaben und Befugnisse des Laboratoriums gelten unbeschadet
der Bestimmungen der Entscheidung 90/424/EWG (1), ins-
besondere des Artikels 28.

(3) Zur Sicherstellung einheitlicher Methoden für die Diag-
nose der afrikanischen Schweinepest und ihrer differenzialdiag-
nostischen Abgrenzung von der klassischen Schweinepest wird
das von der Kommission gemäß Artikel 17 Absatz 3 der Richt-
linie 2001/89/EG angenommene KSP-Diagnosehandbuch inner-
halb von sechs Monaten ab dem Tag des Inkrafttretens dieser
Richtlinie nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Ver-
fahren geändert und mindestens um Folgendes ergänzt:

a) Mindestqualitätsnormen, die von den ASP-Diagnoselaborato-
rien und beim Transport von Proben eingehalten werden
müssen;
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b) Kriterien und Verfahren, die zu befolgen sind, wenn kli-
nische oder Tierkörperuntersuchungen durchgeführt wer-
den, um die afrikanische Schweinepest zu bestätigen oder
auszuschließen;

c) Kriterien und Verfahren, die zu befolgen sind, wenn Proben
von lebenden Schweinen oder von Schweinekörpern ge-
nommen werden, um die afrikanische Schweinepest zu be-
stätigen oder auszuschließen, einschließlich Probenahmever-
fahren für serologische oder virologische Untersuchungen
im Rahmen der Anwendung der in dieser Richtlinie vor-
gesehenen Maßnahmen;

d) für die Diagnose der afrikanischen Schweinepest anzuwen-
dende Labortests, einschließlich Kriterien für die Auswer-
tung der Ergebnisse der Labortests;

e) Labortechniken für die genetische Typisierung von ASP-Vi-
rusisolaten.

(4) Um angemessene Biosicherheitsbedingungen zum Schutz
der Tiergesundheit zu gewährleisten, dürfen das ASP-Virus, sein
Genom, seine Antigene und Impfstoffe für Forschungszwecke,
zur Diagnose oder zur Impfstoffherstellung nur an Orten, in
Einrichtungen oder Laboratorien gehandhabt oder verwendet
werden, die von der zuständigen Behörde zugelassen sind.

Die Liste der zugelassenen Orte, Einrichtungen oder Laborato-
rien ist der Kommission innerhalb von sechs Monaten ab dem
in Artikel 27 Absatz 2 festgesetzten Zeitpunkt zu übermitteln
und anschließend regelmäßig zu aktualisieren.

Artikel 19

Verwendung, Herstellung und Verkauf von Impfstoffen
gegen die afrikanische Schweinepest

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass

a) die Verwendung von Impfstoffen gegen die afrikanische
Schweinepest verboten wird;

b) die Handhabung, Herstellung, Lagerung und Lieferung sowie
der Vertrieb und Verkauf von Impfstoffen gegen die afri-
kanische Schweinepest im Gebiet der Gemeinschaft unter
amtlicher Kontrolle erfolgen.

Artikel 20

Gemeinschaftskontrollen

Sachverständige der Kommission können, sofern dies für die
einheitliche Anwendung dieser Richtlinie erforderlich ist, in
Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden der betreffen-
den Mitgliedstaaten nach dem Verfahren der Entscheidung
98/139/EG der Kommission (1) Kontrollen vor Ort durchfüh-
ren.

Artikel 21

Krisenpläne

(1) Jeder Mitgliedstaat erstellt einen Krisenplan mit Maßnah-
men, die bei Ausbruch der afrikanischen Schweinepest auf ein-
zelstaatlicher Ebene zu treffen sind.

Der Krisenplan ermöglicht den Zugang zu Anlagen, Ausrüstun-
gen, Personal und allen sonstigen Materialien, die für eine zü-
gige und effiziente Seuchentilgung erforderlich sind.

(2) Die Kriterien und Anforderungen, die mutatis mutandis
für die Erstellung des Krisenplans zugrunde zu legen sind, ent-
sprechen denjenigen in Anhang VII der Richtlinie 2001/89/EG.

Diese Kriterien und Anforderungen können unter Berücksich-
tigung der Besonderheiten der afrikanischen Schweinepest und
der Fortschritte bei der Seuchenbekämpfung nach dem in Ar-
tikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren geändert oder ergänzt
werden.

(3) Die Kommission prüft, ob diese Pläne die Verwirklichung
des angestrebten Ziels ermöglichen, und schlägt dem betreffen-
den Mitgliedstaat die gegebenenfalls erforderlichen Änderungen
vor, insbesondere um sicherzustellen, dass die Pläne mit denen
der anderen Mitgliedstaaten übereinstimmen.

Die erforderlichenfalls geänderten Pläne werden nach dem in
Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren genehmigt.

Die Pläne können nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten
Verfahren geändert oder ergänzt werden, um der Entwicklung
der Seuchenlage Rechnung zu tragen. Die Mitgliedstaaten über-
arbeiten den Plan auf jeden Fall alle fünf Jahre und legen ihn
der Kommission nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten
Verfahren zur Genehmigung vor.

Artikel 22

Seuchenbekämpfungszentren und
Sachverständigengruppen

Um die vollständige Koordinierung aller für eine zügige Til-
gung der afrikanischen Schweinepest erforderlichen Maßnah-
men zu ermöglichen, gelten die Vorschriften von Artikel 23
der Richtlinie 2001/89/EG sinngemäß.

Artikel 23

Normales Regelungsverfahren

(1) Die Kommission wird von dem mit dem Beschluss
68/361/EWG (2) eingesetzten Ständigen Veterinärausschuss un-
terstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so ist das
Regelungsverfahren nach Artikel 5 des Beschlusses
1999/468/EG (3) unter Beachtung von dessen Artikel 7 an-
wendbar.

Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG vor-
gesehene Frist wird auf drei Monate festgesetzt.
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Artikel 24

Beschleunigtes Regelungsverfahren

(1) Die Kommission wird von dem mit dem Beschluss
68/361/EWG eingesetzten Ständigen Veterinärausschuss unter-
stützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so ist das
Regelungsverfahren nach Artikel 5 des Beschlusses
1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 7 anwend-
bar.

Die in Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG vor-
gesehene Frist wird auf 15 Tage festgesetzt.

Artikel 25

Änderung von Anhang I der Richtlinie 92/119/EWG

In Anhang I der Richtlinie 92/119/EWG werden die Worte
„Teschener Krankheit“ durch die Worte „Afrikanische Schwei-
nepest“ ersetzt.

Artikel 26

Änderungen der Anhänge und Festlegung weiterer Durch-
führungsbestimmungen

(1) Die Anhänge dieser Richtlinie können erforderlichenfalls
nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren geän-
dert werden.

(2) Etwaige erforderliche Durchführungsbestimmungen zu
dieser Richtlinie können nach dem in Artikel 23 Absatz 2
genannten Verfahren erlassen werden.

Artikel 27

Umsetzung in einzelstaatliches Recht

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften, um dieser Richtlinie bis spätestens
31. Dezember 2002 nachzukommen. Sie setzen die Kommis-
sion unverzüglich davon in Kenntnis.

Sie wenden diese Bestimmungen ab 1. Januar 2003 an. Wenn
die Mitgliedstaaten die Vorschriften gemäß Absatz 1 erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hin-
weis bei ihrer amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezug-
nahme.

Artikel 28

Übergangsbestimmungen

Bis zur Anwendung dieser Richtlinie können nach dem in
Artikel 23 Absatz 2 genannten Verfahren Übergangsbestim-
mungen zur Bekämpfung der afrikanischen Schweinepest erlas-
sen werden.

Artikel 29

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 30

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

DEC 181 E/154 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 30.7.2002



ANHANG I

SEUCHENMELDUNG UND WEITERE EPIDEMIOLOGISCHE ANGABEN DES MITGLIEDSTAATS, IN DEM DIE
AFRIKANISCHE SCHWEINEPEST BESTÄTIGT WORDEN IST

1. Innerhalb von 24 Stunden ab der Bestätigung eines Primärherds, eines Primärfalls bei Wildschweinen oder eines Falls
in einem Schlachthof oder Transportmittel gibt der betroffene Mitgliedstaat mit Hilfe des gemäß Artikel 5 der
Richtlinie 82/894/EWG des Rates eingerichteten Tierseuchenmeldesystems folgende Meldungen ab:

a) Datum der Absendung;

b) Uhrzeit der Absendung;

c) Name des Mitgliedstaats;

d) Bezeichnung der Krankheit;

e) Zahl der Primärherde oder Primärfälle;

f) Zeitpunkt, zu dem der Verdacht auf afrikanische Schweinepest auftrat;

g) Zeitpunkt der Bestätigung;

h) zur Bestätigung angewandte Methoden;

i) ob die Seuche bei Wildschweinen oder bei Hausschweinen in einen Betrieb, Schlachthof oder Transportmittel
bestätigt wurde;

j) geografischer Ort, an dem der Primärherd oder Primärfall der afrikanischen Schweinepest bestätigt wurde;

k) angewandte Seuchenbekämpfungsmaßnahmen.

2. Bei Primärherden oder -fällen in Schlachthöfen oder Transportmitteln muss der betreffende Mitgliedstaat zusätzlich
zu den Angaben gemäß Nummer 1 folgende Angaben übermitteln:

a) Zahl der empfänglichen Schweine im Primärherd, Schlachthof oder Transportmittel;

b) Zahl der verendeten Schweine je Kategorie im Betrieb, Schlachthof oder Transportmittel;

c) für jede Kategorie die Morbidität der Seuche und die Zahl der Schweine, bei denen die afrikanische Schweinepest
bestätigt wurde;

d) Zahl der im Primärherd oder im Schlachthof oder Transportmittel getöteten Schweine;

e) Zahl der verarbeiteten Schweinekörper;

f) Entfernung eines etwaigen Seuchenherds zum nächstgelegenen Schweinehaltungsbetrieb;

g) wenn die afrikanische Schweinepest in einem Schlachthof oder Transportmittel bestätigt worden ist: Standort des
Ursprungsbetriebs oder der Ursprungsbetriebe der infizierten Schweine oder Schweinekörper.

3. Bei Sekundärherden sind die Angaben gemäß den Nummern 1 und 2 innerhalb der in Artikel 4 der Richtlinie
82/894/EWG festgesetzten Frist zu übermitteln.

4. Der betreffende Mitgliedstaat trägt dafür Sorge, dass die gemäß den Nummern 1, 2 und 3 zu übermittelnden
Angaben über Seuchenherde oder Fälle der afrikanischen Schweinepest in einem Betrieb, Schlachthof oder Trans-
portmittel baldmöglichst durch einen schriftlichen Bericht an die Kommission und die übrigen Mitgliedstaaten
ergänzt werden, der mindestens folgende Angaben enthält:

a) Datum der Tötung der Schweine im Betrieb, Schlachthof oder Transportmittel und der Verarbeitung der Tierkör-
per;

b) Ergebnisse der Tests an Proben, die bei der Tötung der Schweine entnommen wurden;
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c) sofern von der Abweichung gemäß Artikel 6 Absatz 1 Gebrauch gemacht wurde, die Zahl der getöteten und
verarbeiteten Schweine, die Zahl der Schweine, die später geschlachtet werden sollen, sowie die für ihre Schlach-
tung vorgesehene Frist;

d) alle Angaben über den möglichen oder tatsächlich festgestellten Ursprung der Seuche;

e) Angaben über die Kontrollregelung, die eingeführt wurde, um zu gewährleisten, dass die Maßnahmen der Artikel
10 und 11 zur Kontrolle der Verbringung der Tiere tatsächlich eingehalten werden;

f) bei einem Primärherd oder einem Fall der afrikanischen Schweinepest in einem Schlachthof oder Transportmittel:
den genetischen Typ des für den Ausbruch oder Fall verantwortlichen Virus;

g) falls Schweine in Kontaktbetrieben oder in Betrieben getötet wurden, in denen sich ASP-virusverdächtige Schweine
befinden, folgende Angaben:

— Datum der Tötung und Zahl der Schweine jeder Kategorie, die in den einzelnen Betrieben getötet wurden;

— epidemiologische Beziehung zwischen Herd oder Fall der afrikanischen Schweinepest und jedem Kontakt-
betrieb oder andere Gründe, die zum Verdacht auf afrikanische Schweinepest in den ASP-verdächtigen
Betrieben geführt haben;

— Ergebnisse der Laboruntersuchungen an Proben, die von den Schweinen in den Betrieben und bei ihrer
Tötung genommen wurden.

Falls keine Schweine in Kontaktbetrieben getötet wurden, ist diese Entscheidung zu begründen.

ANHANG II

GRUNDSÄTZE UND VERFAHREN FÜR REINIGUNG UND DESINFEKTION

1. Allgemeine Grundsätze und Verfahren:

a) Die Reinigungs- und Desinfektionsmaßnahmen und etwaige Maßnahmen zur Vernichtung von Nagetieren und
Insekten erfolgen unter amtlicher Aufsicht und gemäß den Weisungen des amtlichen Tierarztes.

b) Die zu verwendenden Desinfektionsmittel und ihre Konzentration müssen von der zuständigen Behörde amtlich
zugelassen sein, um die Abtötung des ASP-Virus zu gewährleisten.

c) Die Wirksamkeit der Desinfektionsmittel ist vor ihrer Verwendung zu überprüfen, da sie bei einigen Mitteln nach
längerer Lagerung beeinträchtigt sein kann.

d) Bei der Wahl der Desinfektionsmittel und -verfahren ist die Art der zu behandelnden Gebäude, Fahrzeuge und
sonstigen Gegenstände zu berücksichtigen.

e) Die fettlösenden Mittel und Desinfektionsmittel sind so zu verwenden, dass ihre Wirksamkeit nicht beeinträchtigt
wird. Dabei sind die Herstellerspezifikationen insbesondere in Bezug auf Druck, Mindesttemperatur und Einwirk-
zeit einzuhalten.

f) Folgende allgemeine Vorschriften gelten unabhängig vom verwendeten Desinfektionsmittel:

— gründliches Durchtränken von Liegeplätzen, Einstreu und Tierausscheidungen mit dem Desinfektionsmittel;

— nachdem Geräte oder Anlagen, die eine wirksame Reinigung und Desinfektion behindern würden, soweit
möglich entfernt bzw. demontiert worden sind: sorgfältiges Waschen und Reinigen der Böden, Rampen und
Wände mit Bürsten und Schrubbern;

— erneutes Aufbringen des Desinfektionsmittels während der vom Hersteller empfohlenen Mindesteinwirkzeit.

g) Werden Flüssigwaschmittel unter Hochdruck aufgetragen, so ist dafür Sorge zu tragen, dass die gereinigten Teile
nicht erneut kontaminiert werden.

h) Ausrüstungen, Anlagen, Gegenstände oder Boxen, die Träger von Ansteckungsstoffen sein könnten, müssen
gewaschen, desinfiziert oder vernichtet werden.
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i) Nach der Desinfektion muss eine erneute Kontamination vermieden werden.

j) Die im Rahmen dieser Richtlinie vorgeschriebenen Reinigungs- und Desinfektionsarbeiten sind im Betriebsregister
bzw. Fahrtenbuch zu dokumentieren und, sofern eine amtliche Abnahme verlangt wird, vom aufsichtsführenden
amtlichen Tierarzt zu bescheinigen.

2. Besondere Vorschriften für die Reinigung und Desinfektion infizierter Betriebe:

a) Grobreinigung und Vordesinfektion:

— Bei der Tötung der Tiere sind alle erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um die Verbreitung des ASP-Virus
zu vermeiden oder so gering wie möglich zu halten. Dazu gehören unter anderem die vorübergehende
Installation einer Desinfektionsanlage, die Bereitstellung von Schutzkleidung und Duschen, die Dekontamina-
tion benutzter Ausrüstungen, Instrumente und Anlagen sowie die Abschaltung der Belüftungsanlage.

— Die Körper getöteter Tiere sind mit Desinfektionsmittel zu besprühen.

— Müssen die Tierkörper zur Verarbeitung aus dem Betrieb entfernt werden, so sind geschlossene und aus-
laufsichere Behälter zu verwenden.

— Sobald die Schweinekörper zur Verarbeitung entfernt worden sind, müssen die Stallungen und sonstigen
Gebäudeteile, Höfe usw., die während der Tötung, der Schlachtung oder der Tierkörperuntersuchung kon-
taminiert worden sind, mit gemäß Artikel 12 zugelassenen Desinfektionsmitteln besprüht werden.

— Jedes bei der Schlachtung oder der Tierkörperuntersuchung angefallene Gewebe oder Blut sowie grobe Ver-
schmutzungen in Gebäuden, Höfen, an Geräten usw. müssen sorgfältig entfernt und zusammen mit den
Tierkörpern verarbeitet werden.

— Das verwendete Desinfektionsmittel muss mindestens 24 Stunden auf die behandelten Flächen einwirken.

b) Feinreinigung und Schlussdesinfektion

— Dung und gebrauchte Einstreu müssen entfernt und gemäß Nummer 3 Buchstabe a) behandelt werden.

— Alle Flächen müssen mit einem fettlösenden Mittel von Fettresten und Schmutz befreit und mit Wasser
abgespült werden.

— Nach dem Abspülen mit kaltem Wasser müssen die Flächen erneut mit Desinfektionsmittel eingesprüht
werden.

— Nach sieben Tagen müssen die behandelten Flächen erneut mit einem fettlösenden Mittel behandelt, mit
Wasser abgespült, mit Desinfektionsmittel eingesprüht und nochmals mit Wasser abgespült werden.

3. Desinfektion von Einstreu, Dung und Gülle, die kontaminiert sind:

a) Dung und gebrauchte Einstreu müssen zur Selbsterhitzung gestapelt, mit Desinfektionsmitteln besprüht und
mindestens 42 Tage ruhen gelassen oder durch Verbrennen oder Vergraben beseitigt werden.

b) Gülle muss nach dem letzten Zugang von infektiösem Material mindestens 60 Tage gelagert werden, es sei denn,
die zuständigen Behörden genehmigen eine kürzere Lagerzeit für Gülle, die gemäß den Anweisungen des amt-
lichen Tierarztes zur wirksamen Abtötung des Virus behandelt wurde.

4. Abweichend von den Nummern 1 und 2 kann die zuständige Behörde im Falle von Freilandbetrieben spezifische
Reinigungs- und Desinfektionsverfahren festlegen, die der Art des Betriebs und den klimatischen Bedingungen
Rechnung tragen.
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ANHANG III

LISTE UND AUFGABEN DER NATIONALEN ASP-LABORATORIEN

1. Nationale ASP-Laboratorien:

BELGIEN

Centre d'Etude et de Recherche Vétérinaires et Agrochimiques, 1180 Bruxelles

DÄNEMARK

Statens veterinære Institut for Virusforskning, Lindholm, 4771 Kalvehave

DEUTSCHLAND

Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der Tiere, Tübingen

GRIECHENLAND

Veterinary Institute of Infectious and parasitic diseases, 15310 Ag. Paraskevi

SPANIEN

Centro de Investigación en Sanidad Animal, 28130 Valdeolmos (Madrid)

FRANKREICH

AFSSA-Ploufragan, Zoopole des Côtes d'Armor, 22440 Ploufragan

IRLAND

Veterinary Research Laboratory, Abbotstown, Castleknock, Dublin 15

ITALIEN

Istituto Zooprofilattico Sperimentale dell'Umbria e delle Marche, 06100 Perugia

LUXEMBURG

Laboratoire de Médicine Vétérinaire de l'Etat, 1020 Luxembourg

NIEDERLANDE

Instituut voor Veehouderij en Diergezondheid (ID-Lelystad), 8200 AB Lelystad

ÖSTERREICH

Bundesanstalt für Veterinärmedizinische Untersuchungen in Mödling, Robert-Koch-Gasse 17, 2340 Mödling

PORTUGAL

Laboratório Nacional de Investigação Veterinária, 1500 Lisboa

FINNLAND

Eläinlääkintä- ja elintarviketutkimuslaitos, 00231 Helsinki

SCHWEDEN

Statens veterinärmedicinska anstalt, 75189 Uppsala

VEREINIGTES KÖNIGREICH

Institute for Animal Health, Pirbright, Woking, Surrey GU24 ONF

2. Die nationalen ASP-Laboratorien sind dafür verantwortlich, dass die Laboruntersuchungen zum Nachweis der afri-
kanischen Schweinepest und die genetische Typisierung des Virusisolats in allen Mitgliedstaaten nach dem Diagnose-
handbuch durchgeführt werden. Zu diesem Zweck können sie besondere Vereinbarungen mit dem gemeinschaftli-
chen Referenzlaboratorium oder mit anderen nationalen Laboratorien treffen.
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3. Die nationalen ASP-Laboratorien sind im jeweiligen Mitgliedstaat verantwortlich für die Koordinierung der Normen
und Diagnosemethoden der einzelnen ASP-Diagnoselaboratorien in diesem Mitgliedstaat. Zu diesem Zweck

a) können sie Diagnosereagenzien an einzelne Laboratorien liefern;

b) kontrollieren sie die Qualität aller in dem betreffenden Mitgliedstaat verwendeten Diagnosereagenzien;

c) veranlassen sie regelmäßig Vergleichstests;

d) bewahren sie ASP-Virusisolate aus allen im Mitgliedstaat bestätigten Fällen und Herden bereit.

ANHANG IV

GEMEINSCHAFTLICHES REFERENZLABORATORIUM FÜR AFRIKANISCHE SCHWEINEPEST

1. Das gemeinschaftliche Referenzlaboratorium für afrikanische Schweinepest ist das Centro de Investigación en Sanidad
Animal, 28130 Valdeolmos, Madrid, Spanien.

2. Das gemeinschaftliche Referenzlaboratorium für afrikanische Schweinepest hat folgende Aufgaben und Befugnisse:

a) Es koordiniert in Absprache mit der Kommission die in den Mitgliedstaaten angewandten Methoden zur Diagnose
der afrikanischen Schweinepest, und zwar insbesondere durch folgende Maßnahmen:

— Aufbewahrung und Lieferung von Zellkulturen für Diagnosezwecke;

— Typisierung, Aufbewahrung und Lieferung von ASP-Virusstämmen für serologische Untersuchungen sowie zur
Herstellung von Antiseren;

— Lieferung standardisierter und konjugierter Seren sowie sonstiger Referenzreagenzien an die nationalen La-
boratorien zur Standardisierung der in den Mitgliedstaaten verwendeten Tests und Reagenzien;

— Anlage und Aufbewahrung einer ASP-Virussammlung;

— regelmäßige Durchführung von Tests zum Vergleich der Diagnoseverfahren auf Gemeinschaftsebene;

— Sammlung und vergleichende Analyse von Daten und Informationen über die angewandten Diagnoseverfah-
ren und die entsprechenden Testergebnisse;

— Charakterisierung von Virusisolaten nach modernsten Methoden, um weiter gehende Erkenntnisse über die
Epizootiologie der afrikanischen Schweinepest zu erhalten;

— Beobachtung der Entwicklungen auf dem Gebiet der Überwachung, Epizootiologie und der Verhütung der
afrikanischen Schweinepest auf der ganzen Welt;

— Sammlung von Kenntnissen über das ASP-Virus und andere relevante Viren, um rasche Differenzialdiagnosen
zu ermöglichen.

b) Es veranlasst die Aus- bzw. Weiterbildung von Labordiagnostikern im Hinblick auf die Harmonisierung der
Diagnoseverfahren.

c) Es verfügt über Fachkräfte, die in Notfällen in der Gemeinschaft eingesetzt werden können.

d) Es betreibt Forschungsarbeiten zur gezielteren Bekämpfung der afrikanischen Schweinepest und koordiniert solche
Arbeiten soweit wie möglich.

3. Die gemeinschaftlichen Referenzlaboratorien für die klassische und für die afrikanische Schweinepest organisieren
ihre Tätigkeiten derart, dass eine angemessene Koordinierung der Vergleichstests gewährleistet ist, die auf Gemein-
schaftsebene zur Diagnose dieser beiden Seuchen durchgeführt werden.
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